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Anerkennung des Kindes, das nur zur Mutter in einem Kindesverhältnis steht, durch den Vater, Art. 260 ZGB

Sachverhalt

Gemäss ZGB Art. 260 Abs. 3 ZGB kann ein Vater die Vaterschaft für ein nicht eheliches Kind durch Erklärung vor dem Zivilstandsbeamten oder durch letztwillige Verfügung anerkennen. Im Rahmen von Beistandschaften nach ZGB Art. 392.2 ZGB habe ich mutmassliche Väter zu diesem Schritt zu bewegen. Nun läuft es so, dass ich sie zum Zivilstandsamt schicke, um dies zu veranlassen. Bei der ersten Vorsprache beim Zivilstandsamt erhalten sie die Auskunft, welche Dokumente sie beibringen müssen, um die Beurkundung vollziehen zu können. Zwischen erster Vorsprache und Beurkundung kann dann noch sehr viel Zeit verstreichen, besonders wenn Dokumente aus dem Ausland besorgt werden müssen. 

So ergibt sich die Frage, ab welchem Datum nun die Vaterschaftsanerkennung gültig wird: Bereits ab Datum der ersten Vorsprache und Absichtsbekundung oder erst ab Datum der Beurkundung? 

Diese Frage ist wichtig, 

a) weil der Unterhaltsanspruch des Kindes gegenüber dem Vater max. 1 Jahr rückwirkend ab Anerkennung der Vaterschaft eingefordert werden darf und 
b) weil der Mann in der Zwischenzeit sterben könnte und das Kindesverhältnis dann mit sehr aufwändigem Verfahren nachträglich noch bewiesen werden müsste.

Unser Zivilstandsamt lehnt es ab, bei der ersten Vorsprache eine einfache, unterschriebene Erklärung mit einfacher Identitätsprüfung entgegen zu nehmen.

Was ist korrekt?

Erwägungen

1. Bei der geschilderten Situation handelt es sich um den Aufgabenbereich des Beistandes nach Art. 309 ZGB. Betrifft es Anerkennungshandlungen im Rahmen einer Beistandschaft nach Art. 392 Ziff. 2 ZGB, welche anzuordnen ist, wenn zuvor eine bestehende Vaterschaft anzufechten ist, so können „Anerkennungen“ biologischer Väter vor der Auflösung des bestehenden Kindesverhältnisses zum Registervater nur als einfache, aber in einem allfälligen späteren Vaterschaftsprozess verwertbare Parteierklärungen vor dem Anfechtungsbeistand deponiert werden. Solche Erklärungen dienen regelmässig dazu, sich vorläufig abzusichern, dass bei Auflösung eines bestehenden Kindesverhältnisses der biologische Vater ins Recht gefasst werden kann. Wir gehen im vorliegenden Fall davon aus, es handle sich nicht um eine derartige Situation, sondern das Kind verfüge noch über kein väterliches Kindesverhältnis, weshalb dieses gemäss Art. 309 ZGB festzustellen ist.
2. Die Anerkennung eines Kindes erfolgt nach Art. 102-108 Zivilstandsverordnung (SR  211.112.1). Gemäss Art. 105 ZStV bedarf sie zu ihrer Gültigkeit der Beurkundung durch das Zivilstandsamt. Die Form des Testamentes (z.B. einfache Schriftlichkeit gemäss Art. 505 ZGB) genügt dann, wenn der Anerkennende stirbt. Vor seinem Tod ist die testamentarische Anerkennung unwirksam weil jederzeit widerrufbar (Art. 509 ZGB), d.h. seine Gültigkeit nur entfaltet, wenn es eben der letzte Wille ist. Letztwillige Verfügungen können zu Lebzeiten des Anerkennenden allenfalls in einem Vaterschaftsprozess als Beweismittel eine Rolle spielen, es kommt ihnen aber zu diesem Zeitpunkt keine erhöhte Beweiskraft zu.
3. Wenn innerhalb eines Jahres keine Anerkennung erfolgt und damit die Verjährung der Unterhaltsforderungen droht (Art. 279 Abs. 1 ZGB), bleibt dem Beistand nach Art. 309 ZGB keine andere Wahl als  vor Ablauf dieses Jahres die gleichzeitige Vaterschafts- und Unterhaltsklage gegen den mutmasslichen Vater (Präsumtivvater) gemäss Art.  261 und 279 ZGB einzureichen. 
4. Denkbar als Provisorien, welche die Vaterschaftsabklärung und Unterhaltsregelung allerdings nicht ersetzen, sind einerseits ein Testament (als auf solche Fälle zu beschränkende Möglichkeit, weil jederzeit widerrufbar) und  andererseits die Unterzeichnung eines Unterhaltsvertrages durch den Präsumtivvater, welcher allerdings solange nicht von der Vormundschaftsbehörde genehmigt werden kann, als das väterliche Kindesverhältnis nicht erstellt ist. Bis dahin gilt das Dokument als einfaches Schuldversprechen des Unterhaltspflichtigen (Art. 17 OR), welches das Kind nicht bindet (Art. 287 Abs. 1 ZGB).
5. Die Beschaffung der notwendigen Papiere erfordert bei Vätern ausländischer Nationalität, namentlich auch bei Asylbewerbern, oft viel Zeit (vergl.  Willi Heussler, International-rechtliche Probleme des Vormundschafts- und Kindesrechts aus der Sicht des Zivilstandswesens, in ZVW 1999 S. 1 ff., insbesondere S. 13 f.). Diesbezüglich sei auf das Kreisschreiben des Eidgenössischen Amtes für das Zivilstandswesen vom 11. Mai 1994 (94-05-01) an die kantonalen Aufsichtsbehörden im Zivilstandswesen für sich und zuhanden der Zivilstandsämter verwiesen. 
6. Aus unserer Beurteilung kann aufgrund dieser Rechtslage an der Handlungsweise des Zivilstandsamtes keine Kritik geübt werden. In Zweifelsfällen wenden Sie sich an die kantonale Aufsichtsbehörde im Zivilstandswesen Ihres Kantons.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 22. Mai 2004
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